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Der Wandel Europas zieht tiefe Spuren. Der Kontinent nimmt Abschied von
seiner Vergangenheit. Es ist ein Abschied von einer historischen Spaltung — und
dieser Abschied fällt radikaler und umfassender aus, als es sich selbst phantasie-
volle Geister auszumalen vermochten. Lediglich einige kräftige Schatten sind noch
vorhanden von den ehedem stabilen Kulissen1. Die Erfolgsgeschichte der euro-
päischen Integration entfaltet ihre Sogwirkung für den ganzen Kontinent: Souve-
ränitätstransfer im Westen, Beitrittsbemühen im Norden, Osten und Südosten,
weltweiter Wunsch nach privilegierten Beziehungen zur Europäischen Gemein-
schaft. Der Traum der Gründungsväter konnte nicht hochfliegender sein.

Und dennoch: Der Pulsschlag der Erfolgsgeschichte, die den Namen Europa
trägt, kehrt in eine gewisse Normallage zurück. Fortschritte werden konsumiert,
Konflikte und Bremsversuche geraten in den Brennpunkt, die Gefahr der Stagna-
tion wird beschworen und dann der nächste Erfolg gefeiert. In Zeiten rapiden
Wandels ist Orientierung gefragt. Welche strukturellen Umbrüche sind zu regi-
strieren? Wie verändern sich die tieferen Schichten der europäischen Selbstwahr-
nehmung? Was markiert die neuen Rahmenbedingungen? Der Schlüssel zur
Antwort liegt in einer elementaren Feststellung: Ein Modernisierungsschub
internationalisiert die Lebenssachverhalte der Europäer in dramatischer Weise.
Der Staat zehrt aus; er wird zu eng für die Lösung der Probleme; die Aufgaben
wandern über seine Grenzen hinweg aus. In einem deutlichen Kontrast dazu ist
die Oberfläche der politisch-kulturellen Befindlichkeiten in Europa zu ertasten:
- Die Auflösung des Ostblocks hat in Osteuropa nur ein Auffangnetz gefunden:

die Nation. Die Nation ist der Hort für die neu gewonnene Freiheit. Zugleich
werden mit dem Zerfall des Ost-West-Konfliktes aber auch Potentiale freige-
setzt, die die Diskrepanz zwischen Nation und bisherigem Nationalstaat auf-
zeigen — so in der Sowjetunion selbst, in der Tschechoslowakei, in Jugoslawien
und anderswo. Kommt noch hinzu, daß keiner der verbliebenen Nationalstaa-
ten die eigenen Probleme allein lösen kann.

— In Westeuropa bedeutet die Vollendung des Binnenmarktes einen Sprung in
ein neues Zeitalter: die Europäisierung aller Lebenssachverhalte wird zum
Extrem ausgereizt. Die Auszehrung der Kompetenz des Nationalstaates provo-
ziert drei kompensatorische Antworten, die eine Stabilisierung der jeweiligen
Gemütslage herbeiführen können. Sie heißen: Europa, Nation, Region.

In Osteuropa und in Westeuropa gilt es gleichermaßen eine Antwort auf den
Modernisierungsdruck zu finden. Das Zeitalter der Moderne ist ja durch einige
signifikante Merkmale gekennzeichnet: komplexe Institutionen und plurale
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Lebensweisheiten, technologische Produktionsbedingungen und abstraktes Spezial-
wissen — und vor allem die Internationalisierung dieser Sachverhalte. Sie alle
haben die staatlichen Grenzen längst hinter sich gelassen. Die wirtschaftliche
Verflechtung hat ein noch nie dagewesenes Ausmaß erreicht. Umweltschutz,
Informationsaustausch, Sicherheit, finanzpolitische Stabilität — alle diese Themen
entziehen sich weitgehend einem isolierten nationalstaatlichen Zugriff. Einer
solchen internationalisierten Problemstruktur steht bisher noch keine adäquate
politische Entscheidungsstruktur gegenüber. Die Konsequenz ist ein Verlust an
Steuerungskapazität des politischen Systems — oder anders ausgedrückt: ein
Verlust an Gestaltungskraft der Politik. Damit aber ist die Richtung der künftigen
Entwicklung angegeben: Das Auseinanderklaffen von Problemstruktur und
Entscheidungsstruktur wird reduziert werden. Europäische Entscheidungskapazi-
tät ist gefordert.

Diese Tendenz, auf dem Umweg über Europa die Aufgaben zu erfüllen, die
sich dem nationalstaatlichen Zugriff entzogen haben, führt zu einer interessanten
Ergänzung: Die Europäisierung wird kompensiert durch die Regionalisierung.
Wenn die Themen auf die ferne und abstrakte Ebene Europas gehoben werden,
so erfolgt der Ausgleich in der Stärkung der unmittelbar überschaubaren Ord-
nung. Die Region als Hort der Vertrautheit, der Nähe und des direkt Greifbaren
ist damit der eigentliche Gewinner aus dem strukturell gebotenen Siegeszug
Europas. Kulturell sind diese Zeichen seit längerem unübersehbar: Die Pflege
regionaler Dialekte und landesspezifischer Geschichten, das Feiern der Heimatfe-
ste und die Einrichtung regionaler Museen, bis hin zur Betonung regionaler
Symbolik. Politisch umgesetzt ist es bisher erst in unterschiedlicher Intensität.

Der strukturell unausweichliche Abschied vom Nationalstaat alter Prägung wird
zusätzlich dramatisiert durch das Ziel 'Europa '92'. Europa wird einen Effektivi-
tätssprung vollziehen. Im verschärften Wettbewerb werden auch die Systeme
sozialer Sicherheit als Marktfaktor ein wachsendes Gewicht erhalten. Der Binnen-
markt wird einen weiteren ökonomischen Wachstumsschub auslösen. Aus diesen
strukturellen Umbrüchen erwächst politischer Entscheidungsbedarf: Die Voll-
endung des Binnenmarktes erweitert jene Materien, die sich dem Zugriff des
einzelnen Staates entziehen. Weit über 80% der marktrelevanten Gesetzgebung
erfolgt dann auf europäischer Ebene. Damit wird aber zugleich eine Fülle lang
angestammter Besitzstände in Frage gestellt. Dies wird Konflikte eines neuen
Ausmaßes in Europa auslösen. Die Auseinandersetzungen in der Stahlindustrie,
bei den Werften, in der Landwirtschaft dürften nur eine schüchterne Vorahnung
davon vermitteln. Für diese neue Qualität von Konflikten, die sehr tief manifeste
Interessen angreifen, fehlen bisher adäquate Legitimationsprozeduren. Der
Mangel an Effizienz und Transparenz europäischer Verfahren ist spätestens dann
nicht mehr tragbar. Dieses politisch-kulturelle Unterfutter prägt die großen
Themen und Aufgaben, denen sich die Europapolitik zugewandt hat:
— die Vollendung des Binnenmarktes,
— die Politische Union,
— die Wirtschafts- und Währungsunion,
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— die Hilfe für Osteuropa,
— die Frage nach der Erweiterung der Gemeinschaft.

Die Vollendung des Binnenmarktes

Das Programm zur Vollendung des Binnenmarktes wird in einer Weise realisiert,
daß die Einhaltung der zeitlichen Vorgabe (31. Dezember 1992) zu erwarten ist2.
Nur etwa 80 Rechtsakte von den 282 Maßnahmen des Weißbuches stehen noch
aus. Die Gemeinschaft biegt also in die Zielgerade zum schrankenlosen Binnen-
markt ein. Zwei große Themenkomplexe werden in der verbleibenden Zeit die
politische Debatte besonders anheizen:

Während sich beim Thema 'Steuern' ein Durchbruch abzeichnet , bleibt zum
Thema der Gewährleistung der 'Inneren Sicherheit' die Kernfrage noch zu lösen4.
Die logische Konsequenz einer Verlagerung der Kontrollen an die Außengrenzen
der Gemeinschaft bei gleichzeitigem Aufbau einer innergemeinschaftlichen
Sicherheitsbehörde zieht weitergehende Kompetenzverlagerungen und administra-
tive Reformen nach sich, die im sensiblen Bereich der Sicherheit besonders
kompliziert erscheinen. Bereits die Schwierigkeiten bei Aushandlung, Unter-
zeichnung und Ratifizierung des 'Schengener Abkommens'5 zeigen, wie viel-
schichtig die Problematik ist. Aber erst die Einigung in beiden Themenkomplexen
wird das angestrebte Ziel der Schaffung eines Marktes ohne Hindernisse errei-
chen lassen. Die erwarteten Effektivitätsgewinne stellen sich ja erst bei kompletter
Abschaffung der Grenzkontrollen und aller Mobilitätsbeschränkungen ein. Auf-
schlußreich erscheint, daß die politischen und wirtschaftlichen Akteure den Erfolg
des Zieles 'Europa '92' antizipieren und ihre Entscheidungen vorab daran aus-
richten. Aus dem früheren kontroversen Sorgenthema ist heute der geradezu
selbstverständliche Vollzug eines neuen Erwartungshorizonts geworden.

Als großes Folgethema der Binnenmarkt-Vollendung wird sich die Aufgabe des
Ausbaus und der Modernisierung der Infrastruktur stellen. Wenn die zentralen
Effekte des Binnenmarktes in wachsender Geschwindigkeit des Marktgeschehens,
höherer Mobilität, Wirtschaftswachstum, Rationalisierungsdruck, größerer Intensi-
tät der Kommunikation bestehen, dann muß die Infrastruktur quantitativ und
qualitativ adäquat ausgestaltet sein . An die Verkehrssysteme , die Energiever-
sorgung, die Kommunikationsmittel werden Anforderungen neuer Qualität heran-
getragen. Allmählich beginnt sich die Erkenntnis durchzusetzen, daß die derzeiti-
gen Netzwerke grenzüberschreitender europäischer Infrastruktur der erwarteten
Dynamisierung Europas nicht gewachsen sein werden.

Die Politische Union

Zur Antizipation des Zieles 'Europa 92' gehört es auch, die prozeduralen Voraus-
setzungen zu schaffen, um den dann vorhandenen Entscheidungsbedarf zu befrie-
digen. Dies hat den Europäischen Rat am 14./15. Dezember 1990 in Rom ver-
anlaßt, eine Regierungskonferenz einzuberufen, die einen Zusatzvertrag zur
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Politischen Union erarbeiten soll8. Die strukturellen Notwendigkeiten, um die die
Beratungen zur Schaffung einer Politischen Union zu kreisen haben, sind offen-
kundig : Die mangelhafte Transparenz der Entscheidungsprozesse führt dazu, daß
sich die politische Entscheidungskompetenz und die öffentliche Verantwortung
für diese Entscheidungen nicht mehr decken. Unklarheiten der Verantwortlich-
keit, des Entscheidungsverfahrens und der Kontrollmöglichkeiten führen zu
Legitimations- und Identifikationsproblemen. Daraus ergibt sich:
1. Das Europäische Parlament muß eine gewichtigere Stellung erhalten. Es

benötigt Gesetzgebungskompetenz und erweiterte Haushaltsrechte. Es hat die
Kommission zu legitimieren.

2. Der Ministerrat wird sein Gesetzgebungsmonopol aufzugeben haben. Er wird
zur föderativen Gesetzgebungskammer.

3. Die Kommission entwickelt sich mittelfristig zur parlamentarisch legitimierten
Regierung der Politischen Union.

4. Materiell werden erweiterte Zuständigkeiten in der Außen- und Sicherheits-
politik die Politische Union komplettieren.

Diese gleichsam objektiven Reformkriterien setzen ambitionierte Ziele. Sie
grundieren jedoch die Kontroverse der Regierungskonferenz. Das Mandat für die
Konferenz ist umfassend und präzise zugleich. Neben der Veränderung der
Entscheidungsprozeduren soll die Politische Union allerdings auch eine Aus-
dehnung der Entscheidungsmaterien mit sich bringen: "Der Europäische Rat stellt
fest, daß die Notwendigkeit einer Ausweitung oder Neufestlegung der Gemein-
schaftszuständigkeiten in spezifischen Bereichen weithin anerkannt wird"11.
Betroffen sind unter anderem die soziale Dimension der Gemeinschaft, der
wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt der Mitgliedstaaten, der Umweltschutz,
das Gesundheitswesen, eine der Wettbewerbspolitik angemessene Forschung,
verstärkte — auch gesamteuropäische — Koordination in den Bereichen Energiepo-
litik, Infrastruktur und Kultur. Die zwischenstaatliche Zusammenarbeit im Bereich
der 'Innenpolitik' soll in die Union einbezogen werden. Diese Kompetenzerweite-
rungen sollen nach dem Willen der Staats- und Regierungschefs in ein aufgewer-
tetes Subsidiaritätsprinzip eingebettet sein.

Zwei weitere wichtige Themenkomplexe wurden der Konferenz übertragen, was
in dieser Art erstmals in der Geschichte der Integration geschah: Es soll die
Möglichkeit zur Einführung einer Europabürgerschaft sowie die Chance zur
Steigerung der Effizienz der Union geprüft werden. Vor diesem Hintergrund
kreisten die bisherigen Kontroversen um die Fragen, ob das Europäische Parla-
ment neben der Kommission das Initiativrecht erhalten solle; wie die Einsetzungs-
prozeduren der Kommission auszugestalten seien; welche Materien zusätzlich in
einer präzisen Weise in die Zuständigkeit der Gemeinschaft übergehen sollen;
welche prozeduralen Vorkehrungen zu einer Verbesserung der Handlungsfähig-
keit in der Außen- und Sicherheitspolitik geboten seien. Der Verlauf der Regie-
rungskonferenz demonstriert das übliche Auf und Ab von Beschleunigung und
Bremsversuch, von hoher Erwartung, skeptischer Zurückhaltung und lähmender

16 Jahrbuch der Europäischen Integration 1990/91



Die Bilanz der Europäischen Integration 1990191

Enttäuschung. Nach dem umfassenden Mandat der Staats- und Regierungschefs
kommt es traditionsgemäß zum Konflikt um jeden Millimeter der Veränderung.

Zum Thema der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik allerdings hatte
die Erfahrung des Golf-Krieges ein geschärftes Problembewußtsein geschaffen12.
Solange die Auseinandersetzung in der Golf-Region eine Krise war, zeigte die
Gemeinschaft ihre Handlungsfähigkeit: Im Rahmen der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit wurde zügig die jeweilige gemeinsame Position erarbeitet; im
Rahmen der Außenhandelskompetenz wurden effizient die ökonomischen In-
strumente des Embargos eingesetzt. Aber je näher die kriegerische Auseinander-
setzung zwischen der internationalen Allianz und dem Irak rückte, desto nach-
drücklicher zeigte die Loyalität der Mitgliedstaaten gegenüber der Gemeinschaft
deutliche Risse. Ein Wettlauf um die Eigenprofilierung kennzeichnete die Lage.
Nationalstaatliche Inkompetenz zeigte erneut ihr anachronistisches Gesicht. Erst
recht, als der Krieg dann ausbrach, hatte sich Europa an den Rand des Gesche-
hens gedrängt. Kritische und konsternierte Schlagzeilen beherrschten mit Recht
die Szene: "Europa zeigt sich wirtschaftlich als Riese und militärisch als Wurm"13.
"Der Golf-Krieg entzweit die Europäer. Der Probelauf für die Politische Union ist
mißlungen" . Der Präsident der EG-Kommission, Jacques Delors, resümierte, der
Golf-Krieg hat "uns leider die Bedeutungslosigkeit Europas nur allzu klar vor
Augen geführt . Erst als der Krieg beendet war, fand die Gemeinschaft ihre
Stimme und ihr Handlungsvermögen zurück.

Es ist nachvollziehbar, daß vor diesem Hintergrund der Wunsch drängender
wird, daß sich eine solche Erfahrung der Inkompetenz nicht wiederholen möge16.
Kommt noch hinzu, daß die Welt wissen will, wie der vitale Gemeinsame Markt
seine Macht in der internationalen Politik umsetzen wird. Zudem bedarf die
sicherheitspolitische Architektur Europas eines neuen Designs: Die alten Be-
drohungsvorstellungen sind vergangen; der dominierende Sicherheitskonflikt
zwischen Ost und West ist beendet; der europäisch-amerikanische Verbund
bedarf der zeitgemäßen Anpassung17, die Identität der Europäer verlangt nach
einer sicherheitspolitischen Ausdrucksform. Alles das geht ein in das Bemühen
der Gemeinschaft, ihre außen- und sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit im
Zusammenhang mit der Politischen Union zu steigern . Der Europäische Rat hat
im Dezember 1990 in Rom auch dazu ein Mandat erteilt und die Notwendigkeit
zur außenpolitischen Gemeinsamkeit unterstrichen .

Die Stärkung der Europäischen Gemeinschaft in der Außen- und Sicherheits-
politik ist eine denkbare Antwort auf die neue sicherheitspolitische Lage. Eine
zweite besteht in dem Bemühen, die Westeuropäische Union (WEU) zu einer
wirklich relevanten Sicherheitsorganisation aufzuwerten. Die WEU könnte dann
in enger Zuordnung zur NATO oder Europäischen Gemeinschaft den europäi-
schen Pfeiler der Atlantischen Allianz bilden. Gleichzeitig würde damit dem
Sachverhalt Rechnung getragen, daß nicht alle EG-Mitglieder einem Ausbau der
sicherheitspolitischen Komponente zustimmen. Die dritte Antwort kann in einer
Umstrukturierung des westeuropäischen Anteils innerhalb der Atlantischen
Allianz bestehen. Diese dritte Variante käme zweifellos am weitesten den ameri-
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kanischen Interessen entgegen. Mit einiger Besorgnis verfolgen die Amerikaner
die europäischen Tendenzen um eine deutliche sicherheitspolitische Identität. Nur
eine Reform, die sich von ihnen als Effektivierung der Atlantischen Allianz
begreifen läßt, wird ihre Unterstützung finden.

Die Wirtschafts- und Währungsunion

Neben der Politischen Union ist die Wirtschafts- und Währungsunion das zweite
große Reformthema. Auch dazu hat am 15. Dezember 1990 in Rom eine Regie-
rungskonferenz ihre Arbeit aufgenommen. Der Europäische Rat hat in seinem
Mandat betont, "daß die Arbeiten der beiden Konferenzen parallel zueinander
durchgeführt und rasch gemeinsam zum Abschluß geführt werden sollen. Ihre
Ergebnisse werden zusammen ratifiziert werden mit dem Ziel, die Verfahren vor
Ende 1992 abzuschließen"20. Die hier beschworene Parallelität von Politischer
Union und Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ist das entscheidende
Instrument zur Beförderung beider Projekte. Die offenkundige Heterogenität
europäischer Interessen läßt sich wohl nur in der Disziplin einer Paketlösung
bündeln. So wird insbesondere die Bundesregierung nicht müde, die Reform des
politischen Entscheidungsprozesses und die Kompetenzsteigerung des Europäi-
schen Parlaments als Voraussetzung weiterer währungspolitischer Schritte zu
betonen. Grundsätzlich gilt es im Blick auf die WWU klare Antworten auf zwei
Schlüsselfragen zu formulieren:

1. Ist die Vollendung des Europäischen Währungssystems (EWS), d.h. seine
Weiterentwicklung zu einer Europäischen Währungsunion unter Einbeziehung der
Schaffung eines Zentralbanksystems, ein unverzichtbarer, ein notwendiger oder
aber zumindest ein hilfreicher Beitrag zur Steigerung der europäischen Entschei-
dungskapazität nach innen wie nach außen? Nach innen im Blick auf eine europa-
weite währungspolitische Zuverlässigkeit, nach außen im Blick auf eine wachsende
europäische Handlungsfähigkeit gegenüber finanzpolitischen Entscheidungen von
Dritten, seien sie nun in den USA oder in Asien verortet?

2. Verlangt zudem die Vollendung des Binnenmarktes nach einer Währungs-
union — sei es, um die Effektivitätssteigerung des Binnenmarktes nicht währungs-
politisch zu reduzieren oder gar zu konterkarieren, sei es, weil ein großer Ge-
meinsamer Markt ohne Binnengrenzen auf Dauer wohl ohne eine gemeinsame
Währung schwer denkbar ist?

Die Mehrheit derer, die beide Fragen eindeutig bejahen, hat sich in den
zurückliegenden beiden Jahren vergrößert. Lediglich in England und in Teilen
deutscher finanzpolitischer Expertenkreise überwiegen noch die Bedenken. Der
Verfahrensstand ist präzise definierbar: Der am 17. April 1989 vorgelegte Bericht
des Delors-Ausschusses enthält als Kern einen Dreistufenplan für die Verwirkli-
chung der WWU, deren institutionelles Hauptmerkmal der Aufbau eines Europäi-
schen Zentralbanksystems sein soll21. Am 1. Juli 1990 ist der Eintritt in die erste
Stufe erfolgt. Wichtigstes Ziel dieser Stufe ist es, die nationale Wirtschafts- und
Währungspolitik so konvergierend auszugestalten, daß eine Stabilitätsgemeinschaft
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entsteht. Die Regierungskonferenz verhandelt nun um die Ausgestaltung der
zweiten Stufe, die am 1. Januar 1994 beginnen soll. Zentrale Konfliktmaterien
sind:
— das Maß der Unabhängigkeit der künftigen Zentralbank,
— die Teilnehmer am EWS-Wechselkursmechanismus,
— die Alternativen einer einheitlichen Währung, einer harten ECU oder weitere

Formen von Parallelwährung,
— die Verbindung von Wirtschafts- und Währungspolitik in der angestrebten

europäischen Konvergenz.

Die Hilfe für Osteuropa

Die Notwendigkeit des demokratischen und ökonomischen Wiederaufbaus Ost-
und Mitteleuropas lenkt die Blicke auf die Europäische Gemeinschaft . Von ihr
wird die Hilfe erwartet, die für den gesamten Kontinent eine Epoche des Frie-
dens und der Wohlfahrt eröffnen soll. Dazu hat die Europäische Gemeinschaft
auch ein klares, eigenes Interesse an ökonomischen und politischen Fortschritten
in Ost- und Westeuropa: wirtschaftliche Interessen am osteuropäischen Markt,
sicherheitspolitische Interessen an Stabilität in Osteuropa, wirtschafts- und
sozialpolitische Interessen am Ausbleiben einer großen Wanderungsbewegung von
Ost nach West. Die Herausforderung ist beispiellos. Die Staaten Ost- und Mittel-
europas müssen den Wandel auf drei Ebenen gestalten: Innenpolitisch stehen sie
im Übergang vom Totalitarismus zur Demokratie, wirtschaftspolitisch von der
Planwirtschaft zur Marktwirtschaft und außenpolitisch von der Blockstruktur zur
nationalen Eigenständigkeit. Dieser komplizierte Übergang muß zudem vier
Strukturprobleme gleichzeitig lösen: nationale und ethnische Konflikte, Defizite
an einer Civic Culture, ökonomische Rückständigkeit, ökologische Schäden. Die
Erwartungen an EG-Hilfen sind groß:
— Nahrungsmittelhilfen und Hilfe bei der Gesundheitsversorgung;
— Zuschüsse und Kredite zur wirtschaftlichen und technischen Entwicklung;
— Zusammenarbeit und finanzielle Hilfe beim Umweltschutz;
— Zollfreier Zugang von Ostblockwaren zum EG-Markt;
— Erlaß von Auslandsschulden;
— Direktinvestitionen zur Gründung von Unternehmen oder Beteiligungen;
— Hilfen zum Ausgleich der Zahlungsbilanz;
— Beschleunigung der Verhandlungen zur Assoziation an die EG.
Die EG-Kommission übernahm die führende Rolle bei der Koordinierung der
westlichen Hilfsmaßnahmen, nachdem sie vom Weltwirtschaftsgipfel im Juli 1989
beauftragt worden war, die Hilfe der 24 Industriestaaten zu organisieren. Das
hierzu initiierte PHARE-Programm hatte ursprünglich das Ziel, die wirtschaftli-
chen und politischen Reformen in Polen und Ungarn zu unterstützen, besonders
durch die Stärkung des Privatsektors in der Wirtschaft. Im Mai 1990 wurde dieses
Programm auf Bulgarien, die Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien
ausgeweitet. Die in Zusammenarbeit mit der Weltbank, dem IWF und der OECD
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ausgearbeiteten Schwerpunkte sind für alle beteiligten Länder sehr unterschied-
lich; die Prioritäten liegen bei der Modernisierung der Wirtschaft und der Land-
wirtschaft. Besonderer Wert wird auf die Unternehmensumstrukturierung, den
Aufbau eines modernen Bankensystems, die Umweltsanierung und technische
Hilfe gelegt.

Berücksichtigt werden müssen neben der EG-Hilfe auch die Finanzhilfen auf
bilateraler Ebene, d. h. insbesondere Ausfuhrkredite und Kreditbürgschaften. So
sicherte die deutsche Bundesregierung mit einem Kredit in Höhe von 5 Mrd. DM
im Jahre 1990 die Zahlungsfähigkeit der Sowjetunion. In diesem Jahr kann die
Sowjetunion mit einem amerikanischen Kredit auf dem Agrarsektor in Höhe von
1,25 Mrd. Dollar rechnen. Der EG-Rat und das Parlament veranlaßten im Winter
1990/91 eine sofortige Nahrungsmittelhilfe für die Sowjetunion, Bulgarien und
Rumänien in Höhe von 350 Mio. ECU. Eine andere Art von Finanzhilfe leistet
die Europäische Investitionsbank, die ermächtigt wurde, Polen und Ungarn
Kredite in Höhe von 1 Mrd. ECU zu gewähren. In absehbarer Zeit sollen auch
Bulgarien und Rumänien in den Genuß der EIB-Kredite kommen. Die neuge-
gründete Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung ("Osteuropa-
Bank"), die am 15. April 1991 ihre Arbeit aufgenommen hat, soll produktive
Investitionen im privaten Sektor und die damit verbundene Infrastruktur fördern.
Die Bank hat 42 Gründungsmitglieder (40 Staaten, die EG und die EIB) und
verfügt über ein Einlagekapital in Höhe von 10 Mrd. ECU.

Ein erster Schritt zum Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen lag in der ver-
traglichen Regelung der Handels- und Kooperationspolitik24. Im Zuge der formel-
len Anerkennung und der Aufnahme offizieller Beziehungen konnte die EG mit
den einzelnen europäischen Mitgliedstaaten des früheren RGW in rascher Folge
Handels- und Kooperationsabkommen abschließen. Die Verhandlungsstrategie der
Gemeinschaft beruhte dabei auf dem Grundsatz, wirtschaftliche Zugeständnisse
an Fortschritte der politischen und wirtschaftlichen Pluralisierung zu knüpfen.
Aus diesem Grund kam dem Abkommen mit Ungarn, das bereits Anfang Dezem-
ber 1988 in Kraft trat, eine Vorreiterrolle zu. Es war hinsichtlich seiner handels-
und kooperationspolitischen Vereinbarungen das zu diesem Zeitpunkt weitrei-
chendste Abkommen, das die Gemeinschaft mit einem osteuropäischen Staat
abgeschlossen hatte. Zugleich übernahm es Signalfunktion für die politische
Unterstützung des in Ungarn eingeschlagenen Reformprozesses. Restriktivere
Abkommen wie die Vereinbarungen der EG mit der ehemaligen CSSR wurden im
Zuge der Ablösung der kommunistischen Regierungen in den ehemaligen Ost-
blockländern revidiert und an die Vereinbarungen mit Ungarn herangeführt.
Auch das Abkommen mit der UdSSR orientierte sich an diesem Vertragsmuster.
Das Netz der vertraglichen Beziehungen ist mittlerweile eng geknüpft; die Euro-
päische Gemeinschaft hat mit allen ost- und mitteleuropäischen Staaten Handels-
und Kooperationsabkommen geschlossen.

Mit diesen Abkommen ist aus Sicht der Europäischen Gemeinschaft ein
wichtiger Grundstein für den Ausbau der weiteren Beziehungen gelegt worden.
Die schrittweise Öffnung des Gemeinschaftsmarktes durch die Einräumung der
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Meistbegünstigung und der mehrstufige Abbau der mengenmäßigen Beschränkun-
gen, mit Ausnahmen im Bereich landwirtschaftlicher Erzeugnisse, EGKS-Waren
und Textilien, ermöglichen eine Intensivierung der Handelsbeziehungen. Mittel-
fristig bedeutender sind die im Rahmen der wirtschafts- und kooperationspoliti-
schen Vertragskapitel getroffenen Regelungen. Der Schaffung eines günstigen
Investitionsklimas durch eindeutige rechtliche Bestimmungen für Joint-Ventures,
Lizenzschutz und Gewinntransfers kommt ein hoher Stellenwert zu.

Die Integration der ehemaligen DDR in die EG durch die zügige Vollendung
der deutschen Einheit hat zum einen den Prozeß der östlichen Blockauflösung
weiter beschleunigt und zum anderen eine Debatte über die EG-Beitrittsper-
spektiven der Länder Ost- und Mitteleuropas angestoßen. Die östlichen Anrainer-
staaten des vereinten Deutschland, Polen und die CSFR, aber auch Ungarn, sehen
sich durch diese Entwicklungen in ihrem Wunsch bestärkt, über die geschlossenen
Vereinbarungen hinausgehende Anbindungsmöglichkeiten an die EG zu prüfen.
Ungarn, die CSFR und auch Polen haben mehrfach zu erkennen gegeben, daß sie
einen EG-Beitritt anstreben. Die offiziellen Reaktionen der Gemeinschaft auf
diese Vorstöße blieben bisher zurückhaltend. Als Ausweg aus dem Dilemma
zwischen politisch notwendigen 'Offenheitssignalen' und internen Prioritäten einer
vertieften Integration innerhalb der EG bieten sich Assoziationsverträge als
Instrument zur Gestaltung der Übergangszeit an.

Die Gemeinschaft führt zur Zeit mit Polen, Ungarn und der CSFR Verhand-
lungen über Abkommen der sogenannten zweiten Generation, die "Europa-
Abkommen". Diese bauen auf den Handels- und Kooperationsverträgen auf,
zielen jedoch auf weit über einen reinen Freihandel hinausgehende Vereinbarun-
gen ab . Das Grundkonzept der Assoziationsverträge sieht einen flexiblen
Stufenplan vor, innerhalb dessen die EG ihre Zoll- und Einfuhrschranken ein-
seitig zügig senkt und die assoziierten Länder ihrerseits schrittweise die nationa-
len Märkte für EG-Produkte öffnen. Freizügigkeit für Personen, Kapital und
Dienstleistungen ist erst in einer zweiten Stufe vorgesehen. Der Umstrukturie-
rungsprozeß soll u.a. durch Direktinvestitionen und Technologietransfer unter-
stützt werden. Der Ausbau der institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen der
EG und den assoziierten Ländern ist ein weiteres Element der geplanten Abkom-
men. Die Gemeinschaft erklärte sich bereit, den Forderungen der ostmitteleuro-
päischen Staaten nachzukommen und die Möglichkeit einer späteren Mitglied-
schaft in der Präambel der jeweiligen Abkommen zu erwähnen. Wie bei den
Handels- und Kooperationsverträgen verfolgt die EG auch hier einen länder-
spezifischen Verhandlungsansatz. Bei den derzeitigen Verhandlungen erweist sich
die Öffnung der Märkte in den sogenannten sensiblen Bereichen (Landwirtschaft,
Textil und Stahl) als besonderes Problem. Polen, aber auch Ungarn drängen auf
eine stärkere EG-Öffnung bei landwirtschaftlichen Produkten. Die Einräumung
der Freizügigkeit von Personen stellt bei den Verhandlungen insbesondere mit
Polen ein zusätzliches schwieriges Problem dar.
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Der Magnetismus der Gemeinschaft

Die große Umgestaltung Europas nimmt Gestalt an. Tektonischen Verschiebun-
gen vergleichbar, wandelt sich der Zusammenhalt des Kontinents. Integration und
Konflikt, Desintegration und Nation, Interdependenz und Autonomie — eine
dialektische Spannung wird zur spezifischen Prägung. Dies verkennt, wer die
künftige Ausgestaltung der Integration als Alternative zwischen Vertiefung und
Erweiterung definiert. Im Zentrum des Wandels steht die Europäische Gemein-
schaft — eine Region der Stabilität und Modernität. Sie wird im wörtlichen Sinne
zur Attraktion. Die Nähe zur Gemeinschaft wird zum Schlüssel für die Lösung der
Probleme. Die Erfolgsgeschichte der Integration entwickelt Magnetismus. Drei
Kraftfelder lassen die Ausstrahlung der EG besonders profiliert erscheinen:

Ost- und Mitteleuropa

Der Osten driftet nach Westen. Die Gemeinschaft wird zur ökonomischen Hoff-
nung; ihr Rahmen wird zur Stütze der eigenen politischen Stabilität. Der schwieri-
ge Übergang von der Diktatur zur Demokratie kann durch ein politisches Signal
der Europäischen Gemeinschaft, das die Bereitschaft zur Erweiterung nach Osten
vermittelt, wesentlich erleichtert werden. Im Falle Spaniens, Portugals und Grie-
chenlands haben solche politischen Signale ihre gewünschte Wirkung erzielt26. Es
folgten Jahre der Bestandsaufnahme, dazu Jahre der Verhandlungen und schließ-
lich langfristige Übergangsregelungen. Parallel dazu ist auch im Falle Ost- und
Mitteleuropas in langen Fristen zu denken. Das politische Willkommen heute
reduziert nicht den Zeitraum, in denen die Volkswirtschaften Ost- und Mittel-
europas reformiert werden müssen. Es macht den Reformprozeß nur zielgenauer
und präziser. Vor dem Vollzug eines Beitritts muß die Wirtschaft des betrittswil-
ligen Staates EG-Kompatibilität erreicht haben. Andernfalls wäre sie im Blick auf
die europäische Konkurrenz nicht überlebensfähig. In der Formulierung ihres
Entwurfes ist es Aufgabe der Westeuropäer, eindeutige und objektive Kriterien
für die Annäherung Osteuropas an den Westen zu formulieren27. Daneben
existieren ökonomische Funktionsbedingungen, die auch zur Bewertung von
Unterstützungsleistungen auf Osteuropa anwendbar sind. Diese Bedingungen sind
offen und transparent zu gestalten, so daß sie eine nachvollziehbare Prüfung der
Ziele und Mittel von Reformprojekten gestatten. Die Zielpunkte der wirtschaftli-
chen und politischen Reform sollten in diesem Sinne eindeutig, aber nicht zu eng
gefaßt werden. Die EG selbst toleriert unter ihren Mitgliedern erhebliche Spann-
breiten der politischen bzw. wirtschaftlichen Ordnung. Statt einzelne Modelle auf
die Verhältnisse Osteuropas zu projizieren, wäre es sinnvoller, die Kriterien einer
EG-Kompatibilität der Staaten Osteuropas zu formulieren. Dazu gehören: ein frei
gewähltes Parlament; eine demokratisch legitimierte Regierung; die Wahrung der
Menschen-, Bürger- und Freiheitsrechte; die rechtsstaatliche Verfassungsordnung
mit unabhängiger Gerichtsbarkeit; offene Grenzen und freier Handel; die freie
Konvertibilität der Währungen und die Anwendung marktwirtschaftlicher Grund-
sätze. Auf der Basis der EG-Verträglichkeit muß die Gemeinschaft eine klare Per-
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spektive für die Aufnahme weiterer Mitglieder eröffnen. Hinzu kommt für die
Beitrittskandidaten die uneingeschränkte Übernahme der Vertragsbasis und der
politischen Zielsetzung der europäischen Integration.

Die EFTA-Staaten

Ursprünglich war die Freihandelszone EFTA als ein Alternativmodell zur EWG
gegründet worden. Relativ bald begannen jedoch einzelne Staaten, dem Sog der
Integrationsgemeinschaft nachzugeben. Großbritannien, Dänemark, Irland traten
der EG bei. Andere blieben aus pragmatischen oder aber auch aus prinzipiellen
Gründen — etwa der Neutralität — auf Distanz zur EG. Die immer dichtere
ökonomische Verflechtung veranlaßte sie jedoch in immer größerem Maße, die
Entscheidungen der Europäischen Gemeinschaft nachzuvollziehen, um ihre
Handelsströme nicht empfindlich zu stören. Im Kontext der Stärkung der Gemein-
schaft und des Wandels der internationalen Politik begannen einzelne Staaten ihr
Verhältnis zur EG neu zu definieren. Österreich stellte bereits 1989 einen Bei-
trittsantrag, Schweden folgte am 1. Juli 1991, Norwegen und die Schweiz diskutie-
ren gegenwärtig darüber. Damit gerät auch Finnland in Zugzwang. Zusätzlich
verhandeln EG und EFTA über das Projekt eines gemeinsamen "Europäischen
Wirtschaftsraums" (EWR). Innerhalb der EG verbindet manch einer mit diesem
Vorstoß die Hoffnung, die EFTA-Mitglieder von einem EG-Beitritt abzuhalten.
In einer mittelfristigen Perspektive mutet der "Europäische Wirtschaftsraum"
anachronistisch an, da er wohl vom Beitrittswunsch verdrängt werden wird. Ob es
dann noch Sinn macht, den EWR als einen europäischen Warteraum zu etablie-
ren, erscheint sehr zweifelhaft.

Der Mittelmeer-Raum

Der dritte Kreis, der sich im Sog der integrationspolitischen Dynamik befindet, ist
der Mittelmeer-Raum. In dieser Region, deren nordwestliches Drittel Teil der
Europäischen Gemeinschaft ist, treffen nahezu sämtliche Problemlagen der
modernen internationalen Politik aufeinander. Der Mittelmeerraum liegt nicht
nur geographisch, sondern auch wirtschaftlich und sicherheitspolitisch in unmittel-
barer Nachbarschaft zu Westeuropa. Die nicht der EG angehörenden Mittel-
meerländer sind heute der drittgrößte Absatzmarkt der Gemeinschaft. Die EG ist
ihrerseits mit Abstand der größte Abnehmer der Produkte der Mittelmeerländer.
Das demographische Wachstum im Süden und die Nord-Wanderung im Mittel-
meer-Raum berührt zunehmend die soziokulturelle Stabilität des europäischen
Kontinents, vor allem jedoch Westeuropas. Die vielfältigen wirtschaftlichen,
sozialen, politischen und militärischen Konflikte der Region betreffen Europa
unmittelbar. Westeuropa kann sich vor den Spannungen im Mittelmeerraum nicht
verschließen. Sie werden mit den Waren und den Menschen importiert. Die
Westeuropäer sind wirtschaftlich immer abhängig von der Olproduktion. Sie sind
politisch an einzelne Staaten gebunden: den jüdischen Staat Israel, das mit der
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Europäischen Gemeinschaft assoziierte NATO-Mitglied Türkei. Sie sind schließ-
lich durch das hohe Wanderungspotential der Region und die bereits in der EG
lebenden vier Millionen Menschen aus Europas südlicher Nachbarschaft sozial
und gesellschaftlich betroffen.

Historisch vereint das Mittelmeerbecken drei Zivilisationsräume; hier liegen die
Wurzeln der europäischen und der arabischen Kultur, hier entstanden Judentum,
Christentum und Islam. Seit der Antike ein Welthandelszentrum, bildete das
Mittelmeer eine Region des Austausches von Ideen und Fertigkeiten. Europas
Norden zählte nicht viel, als an den Küsten des Mittelmeeres die großen städti-
schen Kulturen, später die Reiche, entstanden und vergingen. Die Verteilung von
Macht und Einfluß unterlag dem ständigen Wandel. In der Blütezeit der klassi-
schen islamischen Welt bildeten die Städte Arabiens Metropolen der europäisch-
afrikanischen Welt: Bagdad zählte 800.000 Einwohner und 100 Bibliotheken, das
islamische Cordoba im Westen 500.000 Menschen, 80 öffentliche Schulen und 17
höhere Lehranstalten. Europa verdankt diesem goldenen Zeitalter des Islam
wichtige gewerbliche Techniken und geistige Impulse in Kunst, Philosophie und
Mathematik. Die Einflüsse europäischer Kultur und Zivilisation reichen von der
arabischen Rezeption der antiken griechischen Philosophie über die Ausein-
andersetzungen zur Zeit der Kreuzzüge und die Begegnung mit der technisch-
industriellen Macht Europas im Zeitalter des Imperialismus bis in die heutige
Zeit: Der Mittelmeerraum ist die Region, in der die "drei Welten" der Nach-
kriegszeit aufeinandertreffen. Die Begriffe "Orient" und "Okzident" markieren so
eine über die Jahrhunderte hinweg spannungsgeladene Interaktion, die gleicher-
maßen Elemente der politischen Kooperation und kulturellen Bereicherung wie
der Fremdheit, der Gegnerschaft und der Ausgrenzung aufweist. Hinter der
Fassade anti-westlicher Affekte und des wirtschaftlichen Gefälles besteht die
kulturelle Bedeutung Europas für die Region fort. Im Denken der säkularisierten
arabischen Intellektuellen bleibt Europa ein Bezugspunkt ihrer politischen wie
gesellschaftspolitischen Konzepte. Angesichts des Scheiterns totalitärer Herr-
schaftsformen in Teilen der arabischen Welt verfolgen sie die Demokratisierung
im Osten Europas mit Faszination.

Die Entwicklungen in Europa, in Vorderasien, im Nahen Osten und im Norden
Afrikas haben das heutige Raumbild der Mittelmeerregion erweitert. Internatio-
nale und supranationale Formen der Kooperation und Integration weisen über die
Grenzen der Anrainerstaaten hinaus. Im wesentlichen sind es drei Verbindungen,
die den Raum strukturieren und sein politisch-kulturelles Profil schärfen: erstens
die EG, der Europarat und die westlichen Sicherheitsorganisationen NATO und
WEU im Norden; zweitens die nunmehr bedeutungslose, strukturell jedoch
zunächst fortwirkende Verbindung der Balkan-Staaten im RGW und im War-
schauer Pakt; und drittens die Liga der arabischen Staaten mit ihren Unterstruk-
turen, die Union des Maghreb und der Golf-Kooperationsrat. Ein viertes Element
der politischen Geographie macht die relative "Ungebundenheit" einzelner Staa-
ten aus: Israel gehört keiner der genannten drei Organisationsräume an, gleiches
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gilt für Jugoslawien und Albanien, das zudem erst begonnen hat, mit den Zentren
der Region erste Kooperationskontakte aufzunehmen.

Die Stationen des Umbruchs im Osten Europas haben auf dem Balkan politi-
sche Konflikte zu Tage gefördert, die Ähnlichkeiten zu denen anderer Zonen im
Mittelmeerraum aufweisen. Die anhaltende Unterentwicklung, ein kämpferischer
Nationalismus und ein gesteigertes innergesellschaftliches Gewaltpotential sind
gemeinsame Faktoren, obgleich aus dieser Gemeinsamkeit kaum eine politische
Verbindung entstehen dürfte. Das Mittelmeer ist damit mehr als das gemeinsame
Meer seiner Anrainer: hier treffen Grenzen aufeinander — Grenzen unterschiedli-
cher Wirtschafts- und Sicherheitszonen, unterschiedlicher politischer Systeme und
politischer Kulturen, unterschiedlicher Sprachen, Ausdrucksformen und religiöser
Bekenntnisse.

Die weitreichende Ausstrahlung der EG vor allem auf diese drei regionalen
Kreise lassen sie zum stabilen Rückgrat des Wandels in Europa werden. Ergänzt
wird dieser Kern von anderen Organisationsformen: dem Europarat, der WEU,
der NATO, der KSZE. Es ist europäische Tradition, mit einer Vielfalt von Orga-
nisationen und Akteuren die Probleme flexibel anzugehen. Vor Jahren wäre es als
hohles Pathos abgetan worden, was heute Beschreibung der Wirklichkeit ist: "In
Europa bricht ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Einheit
an" — so formulierten es die Staats- und Regierungschefs beim KSZE-Treffen in
Paris am 21. November 1990 in ihrer "Charta für ein neues Europa"28. Das neue
Europa geistig zu entwerfen und politisch zu gestalten — dies wird die große
politisch-kulturelle Leistung sein, die jetzt zu erbringen ist29.
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